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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 

— Drucksache IV/2884 — 


A. Bericht des Abgeordneten Becker (Pirmasens) 


Allgemeiner Teil 

Mit der Drucksache IV, 2884 hat die Bundesregie- 
rung den Entwurf eines Gesetzes vorgelegt, durch 
den die Leistungen der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland bis zur Neuord- 
nung dieses Versicherungszweiges angemessen 
erhöht werden sollen. Der Deutsche Bundestag hat 
diesen Gesetzentwurf in seiner 158. Sitzung am 
22. Januar 1965 in erster Lesung behandelt und dem 
Ausschuß für Sozialpolitik — federführend — sowie 
dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. Der federführende Ausschuß für Sozialpolitik 
hat ihn in seiner Sitzung am 15. Juni 1965, der mit- 
beratende Haushaltsausschuß in der Sitzung am 
24. Juni 1965 beraten. 

ln der allgemeinen Aussprache über den Gesetz- 
entwurf hat der Ausschuß sich auch mit der Frage 
der grundsätzlichen Neuordnung der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung befaßt und die 
finanziellen Verhältnisse dieses Versicherungszwei- 
ges eingehend erörtert. Es bestand im Ausschuß 
Übereinstimmung, daß eine baldige Neuordnung der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung im 
Saarland, in der die Arbeiter und teilweise auch 
die Angestellten der Dillinger Hüttenwerke, der 
Haiberger Hütte, der Burbacher Hütte, der Neun- 
kirchener Eisenwerke und anderer Unternehmen der 
eisenerzeugenden, eisenverarbeitenden und -weiter- 
verarbeitenden Industrie neben ihrer Versicherung 
in der Rentenversicherung der Arbeiter bzw. der 
Angestellten zusätzlich auf öffentlich-rechtlicher 
Grundlage versichert sind, notwendig ist. Während 
die Fraktion der SPD jedoch der Auffassung war. 


daß eine Neuordnung noch in dieser Legislatur- 
periode auf der Grundlage des von ihr eingebrach- 
; len Entwurfs eines Gesetzes über die Neuregelung 
: des Rechts der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
I Versicherung im Saarland — Drucksache IV '3352 — 
: vorgenoinnren werden könnte und sollte, war die 
i Mehrheit des Ausschusses der Meinung, daß mit der 
; N('uordnung der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
: Versicherung im Saarland eine Reihe grundsätz- 
; lidier Fragen aufgeworfen werde, die in der dem 
: Ausschuß für seine Beratungen in dieser Legislatur- 
I Periode noch verbleibenden Zeit nicht mehr ab- 
, schließend eröitert und entschieden werden könn- 
j ten. Der Ausschuß beschloß deshalb mit Mehrheit, 

I den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetz- 
: entwLirf zur Grundlage seiner Beratungen zu 

1 machen. 

1 

j Bei der Beratung des Gesetzentwurfs im einzelnen 
: stellte die Fraktion der SPD daraufhin eine Reihe 
i der von ihr in der Drucksache IV 3352 vorgeschla- 
; genen Regelungen als Änderungsanträge. Diese 
Anträge betrafen die z. Z. geltenden Vorschriften 
; der luiltenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
: über die Aufgaben der Versicherung, die Versiche- 
; rungsberechligung, die Versicherungsfreiheit kraft 
Geset/c's und Antrag, die V^oraussetzungen für die 
freiwillige Weiterversicherung, die Arten der Lei- 
stungen aus der Versicherung, die Voraussetzungen 
: für die Gewährung von Pensionen an Versicherte 
und ihre Berechnung sowie die auf die Wartezeit 
anrechnungsfähigen Versicherungszeilen und das 
; Bei tragsrecht. Während nach den Anträgen der 
: SPD-Fraktion für die Berechnung der Pensionen an 
' Versicherte eine völlig neue, der Rentenberechnung 
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in der gesetzlichen Rentenversicherung nachgebil- 
dete Regelung mit einer allgemeinen Bemessungs- 
grundlage von 9000 Deutsche Mark treten, Waisen- 
rente auch für Halbwaisen eingeführt und schließ- 
lich die an Witwen im Falle der Wiederheirat zu 
gewährende Abfindung vom dreifachen auf den 
fünffachen Betrag der Jahresrente angehoben wer- 
den sollte, beantragte sie im Beitragsrecht, anstelle 
des bisherigen Beitragssatzes von 8 v. H. des bis 
zu einer Bemessungsgrenze von 450 Deutsche Mark 
monatlich zu berücksichtigenden Entgelts einen Bei- 
tragssatz von 5 v. H. und eine Beitragsbemessungs- 
grenze von 750 Deutsche Mark monatlich. Die 
Mehrheit des Ausschusses war jedoch der Auffas- 
sung, daß die durch die Anträge der Fraktion der 
SPD angesprochenen Fragen in den Bereich der 
auch von ihr für notwendig erachteten Neuordnung 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
im Saarland gehörten und daher im Rahmen des zur 
Beratung anstehenden Gesetzentwurfs, der lediglich 
auf eine alsbaldige und vorläufige Leistungsver- 
besserung abziele, nicht abschließend gelöst wer- 
den könnten. Sie lehnte deshalb die Anträge der 
Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuß befaßte sich schließlich auch mit der 
Frage, ob es einer besonderen gesetzlichen Rege- 
lung über den Rechtsweg bei öffentlich-rechtlichen 
Streitigkeiten in Angelegenheiten der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung bedarf. Er ver- 
neinte diese Frage, weil die hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung im Saarland als Sozialver- 
sicherung im Sinne des § 51 Abs. 1 des Sozial- 
gerichtsgesetzes anzusehen sei und sich deshalb die 
Zuständigkeit der Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit 
bei öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten in Angele- 
genheiten dieses Versicherungszweiges bereits aus 
der vorgenannten Vorschrift des Sozialgerichts- 
gesetzes ergeben würde. 

Der durch das Gesetz entstehende finanzielle 
Mehraufwand wird sich unter Berücksichtigung der 
Beschlüsse des Ausschusses für das Jahr 1964 auf 
ca. 1,7 Mio Deutsche Mark und für das Jahr 1965 
auf ca. 3,4 Mio Deutsche Mark belaufen. Von diesem 
Mehraufwand hat der Bund wegen der vom Aus- 
schuß beschlossenen Streichung des § 3 des Gesetz- 
entwurfs nach § 23 des Zweiten Gesetzes über die 
Neuordnung der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
versicherung im Saarland in Verbindung mit § 17 
Nr. 1 des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fas- 
sung des Fünften Überleitungsgesetzes vom 
30. Juni 1959 34 v. H., mithin für 1964 ca. 0,57 Mio 
Deutsche Mark und für 1965 ca. 1,14 Mio Deutsche 
Mark zu tragen. 

Besonderer Teil 

Zu § I 

Der vom Ausschuß bei Stimmenthaltungen in der 
Fassung der Regierungsvorlage angenommene 
Satz 1 sieht vor, daß bis zur Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saar- 
land sowohl die laufenden als auch die künftigen 
Invalidenpensionen und Witwenrenten dadurch er- 


höht werden, daß die in diesen Leistungen ent- 
haltenen Steigerungsbeträge aus Beiträgen um feste 
Prozentsätze angehoben werden. Dabei wird hin- 
sichtlich der Höhe der Prozentsätze zwischen Bei- 
trägen, die für die Zeit vor dem 1. Januar 1952, und 
Beiträgen, die für die Zeit nach dem 31. Dezem- 
ber 1951 entrichtet sind, unterschieden, weil sicher- 
gestellt werden soll, daß die vor dem 1. Januar 
1952 entrichteten Beiträge im Verhältnis zu den 
nach diesem Zeitpunkt entrichteten Beiträgen gleich- 
mäßiger als bisher bewertet werden. Eine solche 
Differenzierung entspricht auch den Vorstellungen 
und Anregungen der Beteiligten, soweit Äußerun- 
gen hierzu bekanntgeworden sind. Zugleich werden 
Waisenrenten, die nach geltendem Recht einheitlich 
8 Deutsche Mark im Monat betragen, um 25. v. H. 
des bisherigen Zahlbetrages, also auf 10 Deutsche 
Mark monatlich, angehoben. Die Ausschußmehrheit 
war im übrigen der Auffassung, daß die vorgesehe- 
nen Erhöhungen der Steigerungsbeträge um 40 
bzw. 25 V. H. der Höhe nach angemessen seien, zu- 
mal es sich lediglich um eine der endgültigen Neu- 
regelung der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung im Saarland vorausgehende Maßnahme 
bandeln solle. Sie lehnte deshalb den Antrag der 
Fraktion der SPD, die Steigerungsbeträge aus vor 
dem 1. Januar 1952 entrichteten Beiträgen um 
50 V. H. und die Steigerungsbeträge aus nach die- 
sem Zeitpunkt entrichteten Beiträgen um 30 v. H. 
zu erhöhen, ab. 

Auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU beschloß 
der Ausschuß jedoch einstimmig, der Vorschrift 
einen neuen Satz 2 anzufügen, durch den die in der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung im 
Saarland gewährten Steigerungsbeträge für Ersatz- 
zeiten in gleicher Weise angehoben werden wie die 
Steigerungsbeträge für Beiträge. Da die in der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung zu 
berücksichtigenden Ersatzzeiten fast ausnahmslos 
in die Zeit vor dem 1. Januar 1952 fallen, werden 
somit die für Ersatzzeiten zu gewährenden Steige- 
rungsbeträge in der Regel um 40 v. H. erhöht. 

Durch die vom Ausschuß beschlossenen prozen- 
tualen Erhöhungen — insbesondere der Steigerungs- 
beträge aus Beiträgen und für Ersatzzeiten — wer- 
den die Leistungen der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung erheblich verbessert. So wer- 
den die laufenden Invalidenpensionen und Witwen- 
renten sich im Durchschnitt um rund ein Drittel er- 
höhen. 

Zu § 2 

Durch die vom Ausschuß einstimmig angenommene 
Vorschrift, in die gegenüber dem Regierungsent- 
wurf noch das erst am 1. April 1965 in Kraft getre- 
tene Wohngeldgesetz einbezogen worden ist, soll 
sichergestellt werden, daß die für die Zeit vom In- 
krafttreten des Gesetzes bis zum Ablauf des dritten 
auf seine Verkündung folgenden Kalendermonats 
zu zahlenden Erhöhungsbeträge von der nach ande- 
ren Vorschriften und Bestimmungen vorzunehmen- 
den Anrechnung aus verwaltungstechnischen Grün- 
den ausgenommen bleiben. Zugleich wird damit 
erreicht, daß die Erhöhungsbeträge für die vor- 
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genannte Zeit den Rentenempfängern der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saar- 
land in vollem Umfang verbleiben. 

Zu § 3 

Die vom Ausschuß einstimmig gestrichene Vor- 
schrift des Regierungsentwurfs bestimmte, daß § 23 
des Zweiten Gesetzes über die Neuordnung der hüt- 
tenknappschaftlichen Pensionsversicherung im Saar- 
land in Verbindung mit § 17 Nr. 1 des Ersten Uber- 
leitungsgesetzes in der Fassung des Fünften Über- 
leitungsgesetzes vom 30. Juni 1959, wonach der 
Bund einen Zuschuß in Höhe von 34 v. H. der jähr- 
lichen Rentenausgaben der hüttenknappschaftlichen 


Pensionsversicherung zu leisten hat, auf die durch 
dieses Gesotz entstehenden Ausgaben keine An- 
wendung findet. Der Ausschuß war der Auffassung, 
daß es auch insoweit bis zur Neuordnung der hüt- 
tenknappschaftlichen Pensionsversicherung im Saar- 
land bei der bisherigen Regelung verbleiben sollte. 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 5 

Nach dieser Vorschrift soll das Gesetz rück- 
wirkend zum 1. Juli 1964 in Kraft treten. 


Bonn, den 15. Juni 1965 


Becker (Pirmasens) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2884 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den von den Abgeordneten Hussong, Kulawig, 
Wilhelm und Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Neuregelung 
des Rechts der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland — - Drucksache 
IV/3352 — durch die Beschlußfassung zu 1. für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1965 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Becker (Pirmasens) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Leistungsverbesserungen in der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 

— Drucksache IV/2884 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Bis zur Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung werden die Renten nach dem 
Zweiten Gesetz über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
vom 7. November 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1046), zuletzt geändert durch das Gesetz Nr. 677 
über weitere Änderungen in der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung des Saarlandcs vom 
27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1074), in 
der Weise erhöht, daß 

1. bei Invalidenpensionen und Witwenrenten die 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1952 entrichtet sind, 
um 40 vom Hundert, und die Steigerungs- 
beträge aus Beiträgen, die für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1951 entrichtet sind, um 
25 vom Hundert, 

2. Waisenrenten um 25 vom Hundert des bishe- 
rigen Zahlbetrages 

angehoben werden. 


§ 2 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgloichsgesetz, 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Bis zur Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung werden die Renten nach dem 
Zweiten Gesetz über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
vom 7. November 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1046), zuletzt gändert durch das Gesetz Nr. 677 
über weitere Änderungen in der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung des Saarlandes vom 
27. Juni 1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1074), in 
der Weise erhöht, daß 

1. unverändert 


2. unverändert 

angehoben werden. Soweit nach § 16 des in Satz 1 
genannten Gesetzes für Ersatzzeiten Steigerungsbe- 
träge zu gewähren sind, gilt Satz 1 Nr. 1 entspre- 
chend. 

§ 2 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für annwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
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Entwurf 

den Leistungen nach dem Bundesentschädigimgs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, den Miet- und Lastenbei- 
hilfen nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen, dem Zweiten Wohnungs- 
baugesetz und dem Gesetz über Wohnbeihilfen und 
den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung oder 
die Höhe der Leistungen von anderem Einkommen 
abhängig ist, bleiben die Erhöhungsbeträge, die für 
die Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum 
Ablauf des dritten auf seine Verkündung folgenden 
Kalendermonats zu leisten sind, für den genannten 
Zeitraum bei den Ermittlungen des Einkommens un- 
berücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in 
Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenver- 
sicherung, der Arbeitslosenhilfe sowie der Alters- 
hilfe für Landwirte nicht zu berücksichtigen. 


(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar- 
land mit der Maßgabe, daß an Stelle des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes das entsprechende saarländi- 
sche Gesetz tritt und das Bundesentschädigungs- 
gesetz und das Laslenausgleichsgesetz unter Berück- 
sichtigung ihrer im Saarland geltenden Fassung an- 
zuwenden sind. 

§ 3 

Aul die Ausgaben nach diesem Gesetz findet § 23 
des Zweiten Gesetzes über die Neuordnung der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung im 
Saarlaiid in Verbindung mit § 17 Nr. 1 des Ersten 
Überleitungsgesetzes in der Fassung des Fünften 
Überleitungsgesetzes vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 335) keine Anwendung. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1964 
in Kraft. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

den Leistungen nach dem Bundesontschädigungs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegosetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, den Miet- und Lastenbei- 
hilfen nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen, dem Zweiten Wohnungs- 
baugesetz und dem Gesetz über Wohnbeihilfen, dem 
Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach dem 
Wohngeldgesetz in der Fassung vom 1. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 177) und den Bundesbeihilfen 
zum Ausgleich von Härten im Rahmen der betrieb- 
lichen Altersfürsorge nach den Richtlinien vom 
17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 204 vom 
20. Oktober 1954) die Gewährung oder die Höhe der 
Leistungen von anderem Einkommen abhängig ist, 
bleiben die Erhöhungsbeträge, die für die Zeit vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum Ablauf des 
dritten auf seine Verkündung folgenden Kalender- 
monats zu leisten sind, für den genannten Zeitraum 
bei den Ermittlungen des Einkommens unberücksich- 
tigt. Die Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 genann- 
ten Zeitraum sind ferner bei der Gewährung von 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, der 
Arbeitslosenhilfe sowie der Altershilfe für Land- 
wirte nicht zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 


§ 3 

entfällt 


§ 4 

unverändert 

§ 5 

unverändert 



